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Planer. Bodo Oehme hat vom Was-
serversorger anderes gehört: Alles 
sei möglich, nur eine Frage des 
Geldes. Oehme ist Bürgermeister 
der Gemeinde Schönwalde-Glien,   
deren Vertreter erst im Januar mit 
großer Mehrheit für den Erhalt von 
Wolfslake votiert haben. Das Land-
schaftsschutzgebiet, gleichmäßig 
mit Kiefern bewachsen, sei 1996 
flächendeckend ausgewiesen wor-
den, so Oehme. Es sind ebensol-
che Kiefern, wie sie jüngst für den 
Tesla-Standort in Grünheide mas-
senhaft gefällt wurden. 

Havelseen – das klingt nach 
Badespaß und Sonnen-
brand. Aber die „Havel-

seen“, um die es hier geht, werden 
aus Beton und Asphalt gemacht 
sein: Eine Autobahnraststätte, ge-
plant für die A 10, westlicher Berli-
ner Ring, soll so heißen. Seit 2010 
ein Rastanlagenkonzept dem 
Mangel an Lkw-Stellplätzen ent-
lang des Rings entgegenwirken 
soll, wird nach einer Alternative 
zu „Wolfslake“ gesucht, der einzi-
gen Raststätte zwischen den Auto-
bahndreiecken Werder im Süden 
und Havelland im Norden. Man-
cher, der von Süden kommend 
links an Berlin vorbei zur Ostsee 
will, hat hier schon gehalten. 

Aber Wolfslake hat zu wenig 
Stellplätze, ist in die Jahre gekom-
men, und außerdem könnten die 
Klos sauberer sein – so der Tenor 
der Google-Maps-Einträge. Aber 
dass die Raststätte nicht ausbau- 
und sanierungsfähig sein soll? Für 
die Bürgerinitiative Potsdamer 
Norden, die seit Oktober 2020 ge-
gen die „Havelseen“ mobil macht, 
ist das undenkbar. Und Landwirt 
Stephan Otten, der hier wirtschaf-
tet, wird nicht kampflos auf 25  ha 
Acker verzichten.

Blende: Acht Jahre zuvor 

Fünf Kilometer nördlich des der-
zeit favorisierten Standorts hatte 
sich vor acht Jahren das Dorf      
Priort erfolgreich gegen die neue 
Raststätte gewehrt. Unter der 
Überschrift „Überflüssig wie ein 
Kropf“ (Bauernzeitung, 39/2013, 
S.  6, Brandenburg) veröffentlich-
ten wir einen Beitrag über den ge-
planten Bau von zwei Tank- und 
Raststätten an der A 10 bei Priort 
im Landkreis Havelland. Schon da-
mals stieß das Projekt auf heftigen 
Widerstand unter den Anwohnern, 
insbesondere Landwirten. Denn 
es hätte den Entzug von rund 20 ha 
Nutzfläche bedeutet. „Wir Land-
wirte in der Region haben seit 1990 
rund 500 Hektar für Bau- und Aus-
gleichsmaßnahmen verloren. Jetzt 
reicht es mit dem Flächenfraß“, er-
klärte damals Heiner Engelmann 
von der WHB Hoppenrade Markt-
frucht-GmbH. Bei einem Vor-Ort-
Termin mit dem Bundestagsabge-
ordneten Uwe Feiler (CDU) melde-
ten sich damals auch Vertreter ei-
ner Bürgerinitiative zu Wort.

Sie machten schon damals 
deutlich, dass das strittige Vorha-
ben nicht nur die Versiegelung 
von Flächen, sondern auch eine 
Belästigung durch Lärm und Ab-
gase zur Folge hat. Überdies wür-
den Steuermillionen vergeudet. 
Denn nur wenige Kilometer weiter 
nördlich existierten bereits zwei 
Tank- und Raststätten, die nur sa-
niert werden müssten. Der Schul-
terschluss zwischen Landwirten 
und Anwohnern schien Früchte 
zu tragen. Vom Neubau am Stand-

ort Priort war in den folgenden 
Monaten und Jahren nicht mehr 
die Rede. Ein Sieg der Vernunft? 

Acht Jahre später ist der Ausbau 
von Wolfslake für das Infrastruk-
turministerium nach wie vor keine 
Option. Eine Erweiterung sei nicht 
möglich, denn die Raststätten lie-
gen in einem Landschaftsschutz-
gebiet, heißt es vonseiten des Mi-
nisteriums. „Hinsichtlich der 
Trinkwasserversorgung und der 
Abwasserentsorgung bestehen 
keine Anschlüsse an das kommu-
nale Netz“, so die Argumente der 

Trucker statt Acker?
Auf 25 Hektar vom besten Boden soll eine Autobahnraststätte entstehen. 
Erst ging es um Priort, jetzt um Uetz-Paaren – Orte am westlichen Berliner 

Ring. Eine Bürgerinitiative mit Landwirt Stephan Otten wehrt sich.
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Nach dem Willen der Planer – die 
damit offenbar allein dastehen – 
sollen Wolfslake aufgegeben, die 
Flächen entsiegelt und als Kom-
pensation für den Bau der neuen 
Anlage angerechnet werden. Argu-
mentativ  greift das Ministerium auf 
die Proteste von vor acht Jahren 
zurück: Damals sei intensiv über 
den Standort diskutiert worden, so 
die Pressesprecherin des Ministeri-
ums zur Bauernzeitung. Im Ergeb-
nis der Debatte mit Gemeinden, 
Bauernverband und Bürgerinnen 
und Bürgern sei entschieden wor-
den, statt der zwei Raststätten nur 
eine Raststätte auf der westlichen 
Seite zu bauen, die über eine Brü-
cke von der Gegenfahrbahn aus er-
reichbar sein soll. Allerdings waren 
die von der neuen Planung Betrof-
fenen damals noch nicht im Boot 
und die anderen vermutlich froh, 
das Problem erstmal los zu sein. 
Echte Bürgerbeteiligung stellt man 
sich irgendwie anders vor.

Notfalls gerichtlich

Am Mittwoch voriger Woche tref-
fen wir uns mit Stephan Otten, Be-
triebsleiter der Agro Uetz-Bornim 
GmbH. Wir stehen auf einer Brü-
cke, die über die A 10 führt. An die-
sem trüben Februartag sind viele 
Lastkraftwagen und Autos unter-
wegs. Otten zeigt auf die Fläche 
hinter sich, auf der im Herbst ver-
gangenen Jahres Weizen gedrillt 
wurde. „Unser bester Ackerboden. 
Von den 50er-Böden ernten wir in 

Die „Havelseen“ sind kein Einzelfall

Die Versiegelung von Acker- und Grünlandflächen ist auch 30 Jahre 
nach der Wende noch ein Problem im Osten. Allein in Brandenburg 
werden der Landwirtschaft täglich 5,6 ha entzogen, in Mecklenburg-
Vorpommern sind es drei Hektar. In Sachsen hat sich die Landesregie-
rung mit zwei Hektar pro Tag ein Ziel gesetzt, es mit zuletzt fünf Hektar 
pro Tag  jedoch weit verfehlt.  Doch auch der Widerstand gegen die 
Inanspruchnahme unversiegelter Flächen wächst: In Erfurt sammelten 
Kreisbauernverband, Ortsgruppen des BUND und „Fridays für Future“ 
4.000 Unterschriften gegen die Umwandlung von 45 ha Acker mit 
Bodenwertzahlen von über 95 in Industrie- und Gewerbeflächen. 

In Sonneberg stößt die Umwandlung von 80 ha mit mehr als 50 Boden- 
punkten auf Widerstand. In Sachsen-Anhalt gehört das Gewerbegebiet 
Osterweddingen bei Magdeburg mit rund 600 ha Bruttofläche zu den 
größten im Bundesland. Es wurde ab Mitte der 1990er-Jahre auf bestem 
Bördeboden entwickelt. Einen Großteil der ehemaligen Ackerflächen 
stellte die BVVG zur Verfügung. Das Industriegebiet ist gut ausgelastet, 
rund 7.500 Arbeitsplätze sind entstanden. Das Problem: Die meisten 
Unternehmen führen die Gewerbesteuer woanders ab, berichtete 2018 
die regionale Tageszeitung „Volksstimme“. 	 red
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KURZ NACHGEFRAGT

■ Uwe Feiler, 
parlamentarischer 
Staatssekretär im 
Bundesministerium für 
Ernährung und  
Landwirtschaft
FOTO: BMEL

Bereits im Jahre 2013 engagierte sich eine Bür-
gerinitiative gegen den Bau einer Tank- und 
Raststation in Priort am westlichen Berliner 
Ring. Sie hatten bei Ihrem Besuch damals ver-
sprochen, das Anliegen dieser Initiative zu un-
terstützen. Was haben Sie unternommen?

■■ Es gab Bürgerinitiativen vor Ort, die gemeinsam 
und parteiübergreifend mit Kommunal-, Länder- 
und Bundespolitikern das Ziel erreicht haben, die 
ursprünglichen Pläne des Landes Brandenburg zu 
ändern. Das konnte nur durch diese breite gesell-
schaftliche Unterstützung gelingen. Der erfolgte 
Kompromiss beinhaltete, die Tank- und Rastanla-
ge lediglich auf der dem Ort Priort abgewandten 
Autobahnseite zu errichten und die Erschließung 
über eine Brücke sicherzustellen. Das war aus 
meiner Sicht ein gutes Ergebnis für diese kompli-
zierte Ausgangslage, und es ist ein Beleg dafür, 
dass Kommunen nicht gegenüber ersten Planun-
gen des Landes ausgeliefert sind.

Wie stehen Sie zu dem jetzt diskutierten 
Standort bei Uetz? Immerhin droht auch hier 
der Verlust wertvollen Ackerbodens.

■■ Ackerland für wichtige Verkehrsprojekte aufzu-
geben, sollte immer das letzte Mittel sein. Vorher 
müssen alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, 
um den Verlust wertvollen Ackerbodens zu ver-
hindern. Wie in Priort gibt es nun auch am Stand-
ort Uetz-Paaren eine Bürgerinitiative, die sich da-
gegen ausspricht. Auch hier kann ich nur empfeh-

len, einen überparteilichen und gesellschaftlich 
akzeptierten Kompromiss zu finden, mit dem am 
Ende die Mehrheit vor Ort leben kann.
 
Sehen Sie noch Chancen, das Bauprojekt so 
kurz vor dem Planfeststellungsverfahren zu 
verhindern? Gibt es Alternativen?  

■■ Ich denke, diese Einschätzung können am bes-
ten die Menschen vor Ort und die Bürgerinitiative 
geben. Es ist immer wichtig im Gespräch zu blei-
ben und keine verhärteten Fronten entstehen zu 
lassen. Dann ist auch ein alternativer Vorschlag 
und Kompromiss – wie in Priort – möglich. Eine 
weitere Rastanlage am westlichen Berliner Ring 
liegt in der Gemarkung von Schönwalde-Glien 
(Wolfslake). Der Bürgermeister Bodo Oehme und 
die Gemeindevertretung befürworten hier eine 
Erweiterung. Das sollte man auch nicht außer 
Acht lassen.

Die Fragen stellte 
Wolfgang Herklotz

guten Jahren zwischen acht und 
neun Tonnen Getreide pro Hektar.“ 
Doch damit könnte spätestens mit 
dem geplanten Baubeginn 2024 
Schluss sein: Auf dem besagten 
Areal direkt an der Autobahn soll 
die neue Tank- und Raststätte ent-
stehen. Wie Otten versichert, war 
schon im Herbst vergangenen Jah-
res zu spüren, dass da was „am Kö-
cheln“ sei. Traurige Gewissheit 
brachte dann ein Schreiben des 
Landesamts vom 21. Dezember. Es 
enthielt eine CD mit den Unterla-
gen für die „Tank- und Rastanlage 
Havelseen“ und die Aufforderung, 
dazu bis Mitte April 2021 Stellung 
zu beziehen.

„Diese Nachricht hat uns zutiefst 
geschockt“, betont Stephan Otten. 
„Denn wenn das Projekt Realität 
wird, verlieren wir 25 Hektar unse-
rer besten, ohnehin sehr raren Bö-
den. Ich hätte zudem nie gedacht, 
dass so viel Nutzfläche draufgeht.“ 
Zwar sollen die Unterlagen ab Mitte 
Februar öffentlich ausgelegt und 

diskutiert werden. Doch es ärgert 
den Landwirt, dass er und sein Be-
trieb vorab keine Informationen 
über das Vorhaben bekommen ha-
ben. Und dass das Verfahren offen-
sichtlich schon weit fortgeschrit-
ten ist. Denn angeblich seien alle 
Belange hinsichtlich Lärm-, Um-
welt- und Naturschutz gründlich 
abgewogen worden. „Ich vermisse 
aber eine klare Aussage, warum 
man sich gegen die Sanierung der 
Anlage Wolfslake entschieden 
hat!“ Eine notwendige Erweite-
rung dort wäre aus landwirtschaft-
licher Sicht kein Problem, weil es 
sich um sandige Böden handelt. 

Sicherlich, der Flächenverlust 
würde den Betrieb nicht in Gefahr 
bringen, räumt der Betriebsleiter 
ein. Das auf rund 1.000  ha wirt-
schaftende Unternehmen hat 
mehrere Standbeine, bietet neben 
dem Marktfruchtanbau auch 
Lohnleistungen an und hat einen 
Ökobetrieb mit Mutterkuhhaltung 
als Tochtergesellschaft. „Aber es 

kann doch nicht sein, dass man so 
mit uns umgeht.“ Der Landwirt-
schaftsbetrieb steht indes nicht al-
lein. Anfang Oktober formierte 
sich eine Bürgerinitiative, um das 
Bauprojekt zu verhindern. Mit ihr 
zusammen will Otten die nächsten 
Schritte unternehmen, notfalls 
auch gerichtlich. 

Langer Atem ist gefragt

Die Bürgerinitiative (BI) „Potsda-
mer Norden“ (www.potsdamer-
norden.de) zieht alle Register: Peti-
tionen, Plakate, Pressearbeit, 
Ministerbrief – und sie hat Argu-
mente, die über die lokale Betrof-
fenheit hinausgehen. Vor allem ist 
es die noch intakte Landschaft mit 
alten Obstbaumplantagen und 
Feuchtwiesen, mit Pirol, Kiebitz 
und Wiedehopf, mit dunklen Näch-
ten und drei nahen Dörfern, die 
sich gegen den Bau der Raststätte 
wehren. BI-Sprecherin Silke Becke-
dorf rechnet vor, dass bei all den 

Nachteilen für die Umwelt die neue 
Raststätte letztlich kaum mehr 
Lkw-Stellplätze hätte. Nachhaltig 
geht anders, sind sich die Verbün-
deten einig. Sie sind zahlreich und 
die Konstellation durchaus nicht 
alltäglich: Bauernverband, Nabu, 
BUND und Grüne Liga unterstüt-
zen die Einwände der Bürgerinitia-
tive. Das Planfeststellungsverfah-
ren zu verhindern, haben sie nicht 
erreicht. Doch wenn ab dem 
15.  Februar die Planungsunterla-
gen einen Monat lang ausliegen, 
wird es kräftigen Gegenwind ge-
ben. Die Zuständigkeit für die „Ha-
velseen“ hat indes gewechselt. Sie 
liegt seit Jahresbeginn bei der neu-
en Autobahn GmbH des Bundes 
und so in letzter Instanz bei Bun-
desverkehrsminister Andreas 
Scheuer (CSU). Der hat angekün-
digt, „schneller planen, effizienter 
bauen und direkter finanzieren“ zu 
wollen. Ganz allgemein, versteht 
sich.	�  Wolfgang Herklotz, 

Heike Mildner

Die alte Raststätte Wolfslake. Bis auf die Planer  
fänden alle ihren Ausbau erstrebenswert (o.). 

Landwirt Stephan Otten, hinter ihm neben der Autobahn 
der Acker, der der neuen Rastanlage weichen soll (l.). 

Demo der Dörfer vor den Potsdamer 
Stadtverordneten im November 2020. 

Silke Beckedorf (l.) und Susanna Krüger, seit 
Ende September in der Bürgerinitiative in aktiv.


